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Antrag auf Zulassung einer Ausnahme von den Vorschriften des § 40 Abs. 7 der Eisen· 
bahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) für den Regionaltriebzug der Baureihe VT 611 mit 
gleisbogenabhängiger Wagenkastensteuerung {GSt) 

Ihr Schreiben vom 3. Juli 1996 - VS. NGT1 Na Js (Vf) 3 • 

Entscheidung 

Aufgrund des § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a) der Ei$enbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) 

lasse ich far dJeselhydrauUsche RegionaltriebzOge mit aktiver gleisbogenabhängiger Wa· 

genkastensteuerung (GSt) der Baureihe vr 611 abweichend von § 40 Abs. 7 EBO einen 

Oberhöhungsfehlbetrag von bis zu 300 mm zu. 

Dabei maehe ieh zur Bedingung, daß 

- die Fahrzeuge nur auf solchen Strecken eingesetzt werden, deren Trassierungselen'len­

te und Oberbaubeschaffenheit auf die besonderen Erfordernisse für Fahrzeuge mit GSt 

hin Qberpraft und als geeignet festgestellt wurden, 

- eine kontinuierliche Geschwindigkeitsaberwachi.Jng der Fahrzeuge in Abhängigkeit von 

der Gleisgeometrie sowie evtl. vorhandener ständiger Langsamfahrstellen erfolgt, 

- die Grenzlinie nach § 9 Abs. 2 EBO bei allen Betriebszuständen eingehalten wird, 
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• bei Überschreiten der zulässigen Querbeschleunigung des Fahrzeugs sowie bei Über­

schreiten der zulässigen Radsatzlasten die erforderUChe Verringerung der Geschwindig­

keit übeiwacht wird. 

Begrilndung 

Die mit der Ausnahmezulassung verbundenen Bedingungen aind für eine sichere Be· 

triebsabWicklung bei Fahrten mit gleisbogenabhängiger Wagenkastensteuerung erforder­

lich. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 

Verwaltungsgericht Köfn, Appellhofplatz, 50667 Köln1 schriftllch oder zur Niederschrift des 

Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Klage muß den Kläger, den 

Beklagten und den Streitgegenstand bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag ent­

halten. Die zur BegrOndung dienenden Tatsache und Beweismittel soflen angegeben 

werden. Cer Klage nebst Anlagen sollen soviele Abschriften beigefügt werden, daß alle 

Beteiligten eine Ausfertigung erhalten können. 

Im Auftrag 


